
keine Unklarheit über den Abschluß oder den Inhalt 
des Vertrages entstehen kann. Es ist selbstverständlich, 
daß eine mit weniger Kosten verbundene Sicherung der 
Übergabe, etwa am gleichen Ort gegen Quittungs­
leistung, zulässig ist, wenn dadurch der von der gesetz­
lichen Bestimmung angestrebte Zweck erreicht wird.

b) Verfahren bei Vertragsabschluß, 
wenn freie Partnerwahi gilt

In vielen Fällen werden die Partner, die Verträge mit­
einander abzuschließen haben, nicht bestimmt. Es muß 
in diesem Zusammenhang jedoch betont werden, daß 
die Globalverträge für die Organisierung solcher 
Wechselbeziehungen nicht etwa bedeutungslos sind. 
Das Gegenteil ist der Fall. Auch in den Fällen, in denen 
das Prinzip der freien Partnerwahl gilt, sollen Global­
verträge abgeschlossen werden (vgl. § 7 Abs. 2 Ziff. 3). 
Unter freier Partnerwahl ist zu verstehen, daß der ver­
tragspflichtige Betrieb sich aus dem Kreis der Be­
triebe, die eine mit der eigenen staatlichen Aufgabe 
korrespondierende staatliche Aufgabe besitzen, den oder 
die geeigneten Partner aussuchen und festlegen kann, 
in welchem Umlage er mit diesem und in welchem 
Umfange er mit jenem Betrieb Verträge abschließen 
will. Voraussetzung hierfür ist, daß diese Betriebe 
noch nicht Verträge im Umfang ihrer staatlichen Auf­
gabe abgeschlossen haben. Auf weiten Gebieten des 
Konsumgütersektors ist dieses Prinzip richtig, weil es 
einen ständigen, dem differenzierten Bedarf ent­
sprechenden Einfluß des Handels auf die Produktion 
zuläßt und die Herausbildung der transportgünstigen 
Wechselbeziehungen fördert. Aber auch im inner­
industriellen Umsatz ist dieses Prinzip häufig an­
wendbar.

Die zivilrechtliche Verpflichtung zum Vertragsab­
schluß besteht bei freier Partnerwahl gegenüber jedem 
sozialistischen Betrieb, der über eine für den Vertrags­
abschluß geeignete staatliche Aufgabe verfügt, solange 
nicht Verträge in Höhe der eigenen staatlichen Aufgabe 
abgeschlossen sind.

Das Vertragsangebot kann hier von jedem Partner 
abgegeben werden, in erster Linie ist jedoch der Be­
steller hierzu verpflichtet (§ 35 Abs. 1). Eine Verzöge­
rung des Vertragsabschlusses wird ebenso wenig ge­
duldet wie Unklarheit in den Vertragsabschlußver­
handlungen. Jeder sozialistische Betrieb muß auf ein 
Vertragsangebot fristgemäß antworten. Da bei der 
freien Partnerwahl nicht feststeht, ob der Partner, dem 
das Vertragsangebot zugeht, eine entsprechende staat­
liche Aufgabe besitzt oder noch ohne entsprechende 
Vertragsbindung ist und deshalb den geforderten Ver­
trag abschließen kann, ist es in diesen Fällen unmög­
lich, das im § 34 Abs. 2 geregelte Verfahren anzu­
wenden und den Vertrag durch Schweigen auf ein zu­
gesandtes Verzeichnis der Meinungsverschiedenheiten 
Zustandekommen zu lassen. Es käme dann unter Um­
ständen zu einem Vertragsabschluß, der mit dem Plan 
nicht übereinstimmt. Deshalb kann hier der Vertrags­
abschluß schriftlich verweigert werden.

In der Praxis wird in vielen Fällen der Besteller 
zwar das Vertragsangebot unterbreiten, das die Menge, 
die Bezeichnung des Artikels und den gewünschten 
Liefertermin enthält, die Ausstellung der Verträge 
wird aber in der Regel dem Leistenden überlassen 
bleiben, der daran auch interessiert ist, weil er dann 
für den Absatz seiner Erzeugnisse einheitliche Verträge 
verwenden kann. In diesen Fällen wird der Leistende 
auf ein Angebot des Bestellers durch die Übersendung 
eines vollständigen Vertragsentwurfs antworten, weil 
das Angebot nicht alle für den Vertragsabschluß er­
forderlichen Angaben enthielt. Es handelt sich dann um 
ein neues Angebot des Leistenden, das der Annahme 
durch den Besteller bedarf (§ 35 Abs. 2). Aus dem 
Grundsatz der kameradschaftlichen Zusammenarbeit 
zwischen den sozialistischen Betrieben ergibt sich, daß 
auch auf eine Aufforderung zur Abgabe eines Vertrags­
angebots geantwortet werden muß (§ 35 Abs. 3).

Damit die Initiative der Betriebe nicht gehemmt wird 
und Klarheit in den Vertragsabschlußverhandlungen 
besteht, ist festgelegt, daß die Vertragsangebote für den 
Anbietenden nur bis zum Ablauf der Frist für die Er­
klärung auf das Angebot bindend sind. Ein Partner,

der innerhalb der Frist nicht antwortet, obwohl er den 
Vertrag abschließen will, muß demzufolge in Kauf 
nehmen, daß sich der Anbietende nach Ablauf der 
Erklärungsfrist anderweit um den Vertragsabschluß 
bemüht hat (§ 35 Abs. 4).

Kommt es in den Vertragsabschlußverhandlungen zu 
keiner Einigung, dann kann jeder Partner das Staatliche 
Vertragsgericht anrufen (§ 35 Abs. 5). Eine Pflicht zur 
Anrufung des Staatlichen Vertragsgerichts für jeden 
Fall von Meinungsverschiedenheiten konnte nicht fest­
gelegt werden, da im Hinblick auf das Prinzip der 
freien Partnerwahl nicht feststeht, ob dar Betrieb, dem 
das Angebot übersandt worden ist, überhaupt oder 
noch über eine zum Abschluß dieses Vertrages ver­
pflichtende staatliche Aufgabe verfügt.

Die Verantwortlichkeit für Pflichtverletzungen 
bei Vertragsabschluß

Aus der Tatsache, daß zwischen den sozialistischen 
Betrieben auch vor dem Vertragsabschluß bereits ein 
Schuldverhältnis besteht, ergibt sich, daß die Ver­
letzung der Pflichten aus diesem vorvertraglichen 
Schuldverhältnis zur materiellen Verantwortlichkeit 
g e g e n ü b e r  d e m  P a r t n e r  führt. Der Entwurf 
zieht die entsprechenden Schlußfolgerungen (§ 36).

In der bisher noch geltenden Regelung fehlt es an 
einer entsprechenden Bestimmung, was zur Folge hat, 
daß die Hebelwirkung des Zivilrechts zur Verbesserung 
der Disziplin der Betriebe beim Vertragsabschluß nicht 
ausgenutzt wird. Verletzungen der vorvertraglichen 
Pflichten, insbesondere der Pflicht zum rechtzeitigen 
Vertragsabschluß, werden von den Vertragsgerichten 
deshalb in der Regel nach § 10 VGVO bestraft. Da diese 
Strafen zugunsten des Staatshaushalts eingezogen 
werden, besteht für die Betriebe kein Forderungsrecht 
und infolgedessen auch kein materielles Interesse an 
der Einschaltung des Vertragsgerichts. Zu Verfahren 
und Bestrafungen wägen solcher Verletzungen kommt 
es daher nur, wenn das Staatliche Vertragsgericht in 
den Verfahren wegen Streitigkeiten bei Vertragsab­
schluß oder bei eigenen Ermittlungen auf solche Pflicht­
verletzungen stößt.

Der Entwurf der neuen Verordnung sichert die Ein­
haltung der wichtigsten vorvertraglichen Pflicht, der 
Pflicht zum rechtzeitigen Vertragsabschluß, durch 
V e r t r a g s s t r a f e ,  die proportional zur Dauer der 
Verzögerung des Vertragsabschlusses steigt (§ 36 Abs. 2). 
Bei der Wahl des Begriffs Vertragsstrafe geht der Ent­
wurf richtig davon aus, daß es sich hierbei um eine 
Sanktion gegen Pflichtverletzungen im Schuldverhältnis 
handelt, ohne daß das Schuldverhältnis durch Vertrag 
begründet sein muß. Das vorvertragliche Schuldver­
hältnis entsteht kraft Gesetzes auf Grund der Plan­
aufgaben. Demzufolge handelt es sich hier um eine 
gesetzliche und nicht um eine vereinbarte Vertrags­
strafe. Sicher ist die Bezeichnung „Vertrags“-Strafe 
vom Wortsinn her zu eng. Es ist jedoch nicht der erste 
Fall, in dem Vertragsstrafen für Verletzungen eines 
kraft Gesetzes entstandenen Schuldverhältnisses zu 
zahlen sind. Hier sei nur auf die Vertragsstrafe wegen 
nicht rechtzeitiger Rückgabe von Leergut verwiesen.

Besonders zu begrüßen ist, daß der Entwurf eine ein­
deutige gesetzliche Grundlage für die Forderung von 
Schadensersatz wegen der Verletzung vorvertraglicher 
Pflichten vorsieht. Eine unseren Produktionsverhält­
nissen entsprechende Anwendung des übernommenen 
Rechts auf diese Fälle war wegen Fehlens einer aus­
drücklichen gesetzlichen Regelung bisher nur unter 
Anwendung der Generalklauseln des BGB möglich (die 
sog. culpa in contrahendo). Ein sozialistischer Betrieb, 
der die ihm einem anderen sozialistischen Betriebe 
gegenüber obliegenden vorvertraglichen Pflichten ver­
letzt, hat diesem Partner den dadurch entstandenen 
S c h a d e n  z u  e r s e t z e n  (§ 36 Abs. 3). Die Vertrags­
strafe hat auch hier den Charakter eines abstrakten 
Mindestschadensersatzes, so daß nur der die Vertrags­
strafe übersteigende Schaden als Schadensersatz geltend 
gemacht werden kann, wenn Vertragsstrafe und 
Schadensersatz gefordert wird. Die Regelung der 
Schadensersatzpflicht im § 36 Abs. 3 erfaßt aber nicht 
nur den durch die Verzögerung des Vertragsabschlusses 
entstandenen Schaden, sondern alle Fälle der Ver-
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